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Gesandter Vsuscder 1-
WTB . St . Blasien, 18. Dez. D^r deutsche Gesandte in

Warschau, Mrtch Rauscher, ist heute nacht in St . Blasien, wo
er sich zur Heilung seines Leidens aufhielt, im Alter von
46 Jahren gestorben.

Rauschers Ableben kommt der weiteren Öffentlichkeit über -
rascheud . Erst vor drei bis vier Wochen haben sich in War -
schau die ersten Anzeichen einer Erkrankung bemerkbar ge-
macht , die mit den Sympthomen einer Kehlkopfentzündung
auftrat und mit Fieberzuständen verbunden war . Er wurde
dann von den Ärzten nach St . Blasien im Schwarzwald ge-
schickt, was sehr zu Unrecht in einzelnen Blättern unter der
Marke einer „diplomatischenKrankheit " registriert wurde . Erst
gestern stellte sich die Krankheit als eine Kehlkopf - und Lnn -
gentuberkulofe akutester Art heraus , die auch keinen opera -
tiven Eingriff mehr zuließ , da die Herztätigkeit nachzulassen
begann . Im Beisein seiner Gattin verschied Ulrich Rauscher
heute, Donnerstag , früh , ohne sich seines Zustandes bewußt
zu werden. Er hatte noch eine Stunde zuvor nach Zigaretten
verlangt und keine Beschwerden empfunden.

Die Beisetzung findet in St . Blasien statt. Tag und Stunde
find noch nicht bestimmt.

Ulrich Rauscher ist im Jahre 1884 in Stuttgart ge-
boren , wo sein Vater ein bekanntes Erziehungsinstitut inne -
hatte . Nach Ablauf seiner Studien wandte er sich freier
schriftstellerischer Betätigung und dem Journalismus , u . a.
bei der „Franks . Ztg .

" zu. Nach der Revolution trat er zur
Sozialdemokratie über und wurde im November 1913 als
Sekretär Scheidemanns die erste journalistische Stütze der
Revolutionsregierung . In seiner späteren Stellung als
Pressechef bei der Reichskanzlei ( mit dem Titel Ministerial »
Direktor ) hat er dann fortlaufend Einfluß auf die politische
Entwicklung genommen. Anläßlich des Kapp-Putsches war
es Rauscher, der jenen Aufruf zum Generalstreik mit den Un-
terschriften des Reichspräsidenten und des Reichskanzlers
herausgab , der von diesen beiden dann aber nicht gedeckt
wurde . Infolgedessen schied er im April 1920 aus der Reichs¬
kanzlei aus . Bald darauf wurde er als Gesandter für Athen
genannt ; es erfolgte jedoch seine Ernennung als Gesandter
in a . o. Mission bei der Sowjetrepublik Georgien . Hier blieb
er bis zu seiner Ernennung zum Gesandten in Warschau.
Seither hat er bei der Entwicklung der deutsch -polnischen Be-
Ziehungen eine Rolle gespielt. Mehrfach wurde er inzwischen
auch für andere Posten genannt .

Die A,»ge m Spanien
Der Umsturz gescheitert

Die gestern erfolgte Aufhebung der Telephonsperre im gan -
zen Lande scheint auf eine Besserung der Verhältnisse hinzu¬
deuten . Von Meuterei in der Marine verlautet nichts welter .
Die Umsturzbewegung ist als gescheitert zu betrachten, vor
allem, weil die Madrider Garnison nicht mitmachte. Es kann
aber als sicher gelten, daß bei manchen Regimentern die nie-
deren Offiziere und die Unteroffiziere halb und halb aufge-
wiegelt waren . Die Guardia Civil hat sich auch diesmal wie»
der in der Verteidigung des Staates und der Krone bewährt .
Monarchistische Kreise beginnen zu ihren Gunsten eine Geld-
sammlung . Der verhaftete konservative Exminister Alrala Za-
mora soll sich angeblich als Chef der Umsturzbewegung be»
zeichnet haben . Die Zahl der Verhaftungen ist sehr groß . Vie¬
len Mitgliedern und Leitern der Bewegung gelang es aber ,
sich in Sicherheit zu bringen .

Berliner Feier des 100. Geburtstages
Simon Bolivars

Zur Erinnerung an den hundertjährigen Todestag Simon
Bolivars , der Südamerika von dem spanischen und portugie -
fischen Joch in langen , harten Kämpfen befreit hatte , fand
am Mittwach in Berlin wie auch in anderen deutschen Städ -
ten eine Feter statt, zu der die Vertreter südamerikanischer
Staaten geladen hatten .

Zu Beginn der Feier hielt der Vertreter Venezuelas ,n
Deutschland, Dagnino Penn «, eine Ansprache, in der er ein
Bild Bolivars zeichnete . — Reichsaußenminister vr . CurtiuS
schilderte Bolivar als Feldherrn . Staatsmann und Menschen,
der der ganzen Welt als leuchtendes Vorbild vorschwebe . Für
Deutschland bedeute das Lebenswerk Bolivars auch zugleich
den Anfang unserer vielseitigen Beziehungen zu den San -
dern Südamerikas . — Staatsminister Poelitz gab d,e Grün -
dung einer Bolivar-Humboldt -Stiftung bekannt , der bereits
eine größere Geldzeichnung einer Bank überwiesen worden
sei .

Der Umsturz in Guatemala
WTB . Paris . 18. Dez. (Tel . ) . Zu dem Umsturz in Guate -

mala berichtet Havas noch folgende Einzelheiten . Militärische
Elemente haben im Einvernehmen mit den Liberalen den
Präsidenten der «Republik . Palma , abgesetzt , nachdem sie eine
Stunde lang das Präsidentschaftsgebaude angegriffen hat -
ten . Im Verlauf des Angriffs sind der Kriegsminister sowie
mehrere militärische Führer getötet woren . Insgesamt zahlt
man etwa 50 Opfer . Das Parlament hat General Manuel
vrellana , den Kommandanten der Festung Matamores , zum
Präsidenten der Republik gewählt. Nach einer weiteren
Meldung wurden bei den Straßenkämpfen gegen 60 Per¬
sonen getötet oder verwundet . .

Der stelle. Präsident Palma hat sich ,n die deutsche Ge-
sandtschast geflüchtet. Die neue Regierung teilte dem diplo-
malischen Korps mit . daß sich der Staatsstreich nur gegen
Palma richtete, und daß sie den Präsidenten Daco unter -
stützen werde, wenn er nach Wiederherstellung seiner Gesund-
Keit sein Amt wieder übernehme.

Letzte Nachrichten
Auswärtiger Nusscduh des « eicbstsgs

Die Genfer Abrüstungsverhandlungen
« DZ. Berlin , 18. Dez . (Tel.) Der Auswärtige

Ausschuß des Reichstages trat am heutige » Don-
»erstagmorge» zusammen und nahm einen ausführliche » Be-
richt des Botschafters a. D. Graf Ber » storff über die
Genfer Abrüstungsverhandlung « « entgegen.
Reichsaußenminister De Curtius wohnte der Sitzung bei.
Dir Berha »dl«»ge» werden den ganzen Tag i« Anspruch «eh-
wen.

Nach dem Bericht des Botschafters Grafen Bernftorff. be-
gann die Aussprache über die Abrüstungsfrage . Als er-
ster sprach der NationalsozialistH i e r l. Seine Ausführungen
riefen lebhaften Protest und erregte Zwischenrufe der Linke«
hervor.

vor der krsnzösiscden
Regierungserklärung

Das Kabinett Steeg , Regierung des Ausgleichs
WTB. Paris , 18. Dez. (Tel.) . Die RegierungSer »

k l S r « « g, die Ministerpräsident Steeg heute in der Kam -
mer, u «d Justizminister C h 6 r o u in seiner Eigenschaft als
stellvertretender Ministerpräsident im Senat verlesen werde »,wird dem Bernehmen nach ziemlich kurz sein . Das Kabinett
wird darin zum Ausdruck bringen , daß es nicht als ei«e
Kampfregierung , sondern als eine Regierung de « Aus .
gleichs , die aus Männern guten Willens bestehe, die »ichtS
weiter im Auge hätten , als das nationale Interesse, sich de«
Parlament vorstelle.

Die Finanzlage und die Wirtschaftskrise, sowie die najio -
nale Verteidigung würden die Hauptsorge der neuen Regio-
rung bilden. Das Budget müsse rechtzeitig verabschiedet wer-
den und auf jeden Fall ausgeglichen sein . Die Verwirklichungaller Maßnahmen , die für die Anwendung der einjährigen
Dienstzeit vorgesehen seien , würde dringend und energischbetrieben werden. Frankreich werde der Friedenspolitik wei-
terhin treu bleiben. Innenpolitisch wolle die Regierung gleich»
zeitig mit der Gewissensfreiheit auch die Rechte des Staates
wahrnehmen. Die Regierungserklärung tritt schließlich für
die Politik steuerlicher Gerechtigkeit und demokratischer und
sozialer Reformen ein.

Briand redet
WTB . Paris , 18. Dez. (Tel . ) . Auf dem Bankett des republi -

kanifchen Komitees für Handel und Industrie erklärte gestern
Abend Briand über seine auswärtige Politik u . a ., trotz aller
Angriffe gegen ihn werde er seine Politik weiter verfolgen.Er sei sich darüber klar geworden , daß die ungeheure Mehr »
heit des Landes mit ihm gehe Frankreich wünsche niemanden
anzugreifen , es wolle den Frieden . Aber trotz dieses Wunsche?
müsse es alles tun . um niemals in seiner Existenz bedroht zuwerden. Man müsse das Notwendigste unternehmen , damit in
der Abrüstungsfrage z . B. die ehrlich gesinnten Nationen nicht
das Opfer der ««ehrlichen fein würden , damit auch der Völ¬
kerbund an moralischer und physischer Kraft zunehme . Man
Hab« nach Sanktionen gefragt . Solche gebe es zwar nicht,aber immerhin eine moralische Sanktion , und diese hätten bei
den Völkern trotz allem Wert . Weil sie die moralische Kraft
außer acht ließen, hätten die Führer eines großen Volkes die-
ses einem tragischen Schicksal entgegengeführt.

Im Reichskabluett hat am Mittwoch Graf Bernftorff über
die Abrüstungsverhandlungen berichtet . Die Besprechung galtder Vorbereitung der heutigen Sitzung des Auswärtige » Aus -
fchusseS. Vor Weihnachten wird am Freitag noch eine Kabi-
nettssitzung stattfinden. Es wird nicht nur die letzte dieses
Jahres sein, sondern auch die letzte in dem alten Gebäude
der Reichskanzlei . Zwischen Weihnachten und Neujahr wird
der Erweiterungsbau bezogen werden, der nun fertiggestellt ist.

Der Sparantrag der Bolkspartei . Der Parteiführer der
Deutschen Voklspartei, Abg. Dingeldey, hatte am Mittwoch
eine Besprechung mit dem Reichskanzler, in der er betonte,
daß die Deutsche Bolkspartei unbedingt auf der rechtzeitigen
gesetzlichen Sicherstellung ihres Antrages auf weitere Erspar -
nisse in Höhe von 300 Mill . Reichsmark im Reichshaushalt für
1931 bestehen müsse.

Verbot de? „Stahlhelm" - FilmeS ausgehoben. Die Film -
oberprüfstelle Berlin hat das unlängst ergangene Verbot
des „Stahlhelm " -Filmes heute. Donnerstag , ausgehoben.

Schiedsspruch für da « deutsche Buchdruckgewerbe. Im Lohn -
streit des deutschen Buchdruckgewerbes hat heute das zuständige
tarifliche Zentralschlichtungsamt einen Schiedsspruch gefällt ,
der den bestehenden Lohntarif bis zum 13. Februar 1931 mit
der Maßgabe verlängert » daß zur Fortsetzung der Beratungen
und zur Fällung eines weiteren Schiedsspruchesdie Schlichter-
kammer am 2. Februar zusammentritt .

Die Politik auf der Straße. In Krefeld soll aus einem
Auto, das mit Teilnehmern einer nationalsozialistischen Ver - ,
sammlung besetzt war , auf eine Gruppe Kommunisten, die
am Wege standen, geschossen worden sein . Zwei Kommunisten
wurden schwer, einer leicht verletzt . — In Bonn ist der bei
den Zusammenstößen am vergangenen Sonntag durch einen
Kopfschuß schwer verletzte Nationalsozialist. Architekt Clemens
heute, Donnerstag früh , gestorben . .

ZinsverbiUigung
eine Hufgabe der Gemeinden

Von v ^ Oskar Ritter .
In Deutschland liegt die Errichtung und Unterhaltung der

Sparkassen seit jeher in den Händen der Gemeinden. In an¬beten Ländern ist der Staat Gründer und Organisator der
Sparkassen gewesen, und das hat zur Folge gehabt, daß dort
die Sparkassen angehalten werden, sämtliche Einlageüberschüsseoder sogar ihr ganzes Vermögen, zum mindesten aber großeTeile davon, in Staatspapieren anzulegen. Da bei uns in
Deutschland die Gemeinden und andere Kommuualverbände
Träger des Sparkaffenwesens sind und daher auch für die
Sparkasseneinlagen Garantie leisten , so haben dadurch die
Gemeinden auch einen erheblichen Einfluß auf die Anlageder Spargelder . Sie können infolgedessen eine Kredit-
Politik betreiben , bei der soziale , wirtschaftspolitische und natür¬
lich auch kommunalpolitische Gesichtspunkte Beachtung finden.Man hat freilich schon vor mehr als 20 Jahren einmal de»
Versuch gemacht, auch in Deutschland die Sparkassen in gewif»
fem Umfange zur Bevorzugung der Anlage in Staatspapiere «oder in anderen mündelsicheren Werten gesetzlich zu verpflich -
ten . Aber auch , wenn solche einschränkenden Bestimmungen
für die Anlage von Spargeldern bestehen , bleiben den Ge-
meinden Möglichkeiten genug, auf die Kreditversorgung der
Bevölkerung und insbesondere der Wirtschaft erheblichen Ein -
fluß auszuüben . So sind die gemeindlichen Sparkassen allmäh»
lich weit über ihren eigentlichen Gründungszweck, die Samm »
lung von Sparguthaben namentlich in den minderbemittelte«
Bevölkerungsschichten, hinausgewachsen. Sie sind gleichzeitigGeld- und Kreditinstitut« geworden , die man wegen ihrer Kre»
ditbeschassungs- und ihrer Kreditverteilungstätigkeit nicht mehr
missen möchte . Das hat der Staat auch dadurch anerkannt ,daß er den Sparkassen im Jahre 1909 ausdrücklich das Recht
gab. den Scheck- und Kontokorre«tverkehr zu pflegen .

Von dieser Grundlage aus haben dann die Sparkassen, de«
Verlangen ihrer Kundschaft nachkommend , auch wichtige Zweig«
bankgeschäftlicher Tätigkeit aufgenommen, immer freilich aus »
schließlich zu dem Ziele, die ihnen anvertrauten Spargelder
möglichst gut anzulegen und dabei gleichzeitig die Interesse«der Wirtschaft, für die diese Spargelder um so höhere Bedeu-
tung gewannen , je umfangreicher sie wurden, zu wahren. S »wurden schließlich an die kommunalen Sparkassen, besondere
Bankabteilunge « angegliedert , und es entstand in kurzer Zeitein blühendes , kommunales Bankwesen, dessen Wirksamkeit inder Zeit der Kreditnot , insbesondere von den gewerblichen und
landwirtschaftlichen Wirtschaftskrisen , allgemein anerkannt
worden ist.

Der bankgeschäftlichen Tätigkeit der Sparkassen und auchder Kommunalbanken find natürlich bestimmte Grenze« gesetzt.Sie sind einerseits dadurch gegeben , daß für die Spargut -
haben nur völlig sichere Anlagen gestattet sind, und daß daher
auch nur völlig sichere Kreditgeschäfte von den Kommunalban-
ken getätigt werden dürfen . Außerdem aber kann es niemal»
Zweck und Ziel einer kommunalen Bank sein , mit den pri-vate« Banken auf allen möglichen Gebieten in Wettbewerb zutreten . Ihre Hauptaufgabe muß es sein, das Kontokorrent,
geschäft der Mittelstandökundschast zu betreiben und dabei die
zum größten Teil aus mittelstäadische « oder andere« minder¬
bemittelte « Bevölkeruugsschichte « ihnen zufließenden Spar »
gelder wieder kleinen und mittleren Gewerbetreibende« al»
Betriebskapital leihweise zur Verfügung zu stellen.

Durch diese Betätigung im Personalkreditgeschäfthaben die
Sparkassen und Kommunalban ken es vielfach verhindert, daßder Mittelstand in Zeiten der Kreditnot dem Wucher schutzlos
zum Opfer fiel . Daneben haben sie sich besonders große Ver-
dienste durch die Gewährung von Realkredit erworben. Die
mittlere und kleine Landwirtschaft insbesondere hat von der
Möglichkeit, Kredite auf ihren Grundbesitz bei den Sparkassenund Kommunalbanken auszunehmen, in umfangreicher Weife
Gebrauch gemacht. So ist Deutschland von einem Netz von
Sparkassen und Kommunalbanke« überzogen, die wiederum
in Giroverbänden zusammengefaßt sind . Diese Girozentrale»
find gewissermaßen als Zentralbanke« der Sparkassen anzu-
sehen. Ihre oberste Spitze ist der Deutsche Sparkasse «- und
Giroverband . Alle Geschäfte , die die Sparkassen selbst nicht
betreiben können, werden von den Girozentralen aus -
geübt .

Welche Bedeutung diese öffentlichen Banken im deutschen
Kreditwesen erlangt haben, geht aus der Höhe der Summen
hervor , die von ihnen angesammelt und der Wirtschaft kredit -
weise zur Verfügung gestellt werden. Die Spareinlagen bei
den deutschen Sparkassen betrugen im September dieses Iah -
res rund 10,15 Milliarden Reichsmark . Die Depositen - , Giro»
und Kontokorrenteinlagen betrugen etwa IM Milliarde«
Reichsmark . Rechnet man die Einlagen- im sächsischen Giro-
netz und die bei den Kommunalbanken hinzu, so dürfte sich
eine Summe von mehr als zwei Milliarden Reichsmark er-
geben. Insgesamt also versügen die kommunalen Sparkassen
über einen Gesamteinlagenbestand von mehr als 12 Milliar -
den Reichsmark . Das dürfte ei« Fünfzehntel de» deutschen
Bolksvermögens sein.

Nachdem die kommunalen Sparkassen mit besten Erfolgen
die Erledigung des Geldverkehrs der kleineren und mittleren
Wirtschaftsbetriebe in die Hand genommen haben», muß es
ihre Aufgabe sein, diesen Kreditverkehr so zu gestalten , wie
es den Interessen des Mittelstandes am besten entspricht .
Durch ihre bankgeschäftliche Tätigkeit sind die Sparkassen Kre -
ditvermittler . Sie selbst find weder an hohen noch an niedri-
gen Zinssätzen interessiert , und da sie gemeinnützige Institute
sind , wird es auch nicht ihr Ziel zu sein brauchen , die Spanne
zwischen Soll - und Habenzinsen möglichst groß werden las¬
sen. Es mutz ihnen vielmehr genügen, bei der Vermittlung
der Kredite ibre Betriebs - und sonstigen Unkosten z» decken .



Überschüsse für di» Kommunen zu bringen , ist an sich nicht
die Aufgabe der Spartassen und K»mmunalbanken . wenn auch
natürlich den meisten kommunalen Verwaltungen heute solche
Überschüsse erwünscht sein würden . Viel wichtiger aber- ist für
sie als den Sachwaltern des Mittelstandes in Handel, Hand»
werk und Gewerbe sowie in der Landwirtschaft, eine Ber-
billigung der heute unerträglich hohen Kreditzinssätze. Sie
müssen deshalb alle Maßnahmen begrüßen und fördern , die
geeignet sind , den Kredit zu verbilligen, damit es ihnen mög-
lich wird, ihre Kredite künftig zu Zinssätzen auszugeben , die
für kleine und mittlere Wirtschaftsbetriebe wirklich produktiv
sind .

Die Gewährung von Kommunalkrediten in der billigsten
Form jst stets das Ziel der Sparkassen und der mit ihnenverbundenen öffentlichen Kreditinstitute gewesen . Die Zeit ist
gekommen , in der sie ihre Daseinsnotwendigkeit beweisen
können , indem sie in der Verbilligung der Kredite allen
anderen Kreditorganisationen vorangehen. Wenn es ihnen
gelingt, bei der unbedingt notwendigen Senkung aller Kre-
ditzinssätze führend mitzuwirken, so wird künftig die Rolle,die sie als die eigentlichen Mittelstandsbanken in der deutschen
Wirtschaft spielen, unstritten sein.

Aus den Tündern
Etatlesung im Preußischen Landtag

Im Preußischen Landtag begann am Mittwoch die allge»
meine Aussprache zum neuen Etat , nachdem vorher ein ivm-
munistischer Antrag einstimmig angenommen worden war.in dem die Regierung ersucht wird, im Einvernehmen mit
dem Auswärtigen Amt die Freilassung des kommunistischen
Abgeordneten Tuntel zu verlangen , der . auf Betreiben pol¬
nischer Insurgenten in Ostoberschlesien festgenommen wurde.

In der Debatte kam besonders die Finanznot der Gemein-
den zum Ausdruck , die , wie der sozialdemokratische Sprecher
sagte, den Betrag von 4M Millionen Defizit erreicht habe.Der Vertreter des Zentrums sprach unter Hinweis auf Äuße-
rungen der Rechtspresse von einer „antikatholischen Welle",die durch Preußen gehe. Er zitierte einen Brief des Staats -
sekretärs Weismann an Reichskanzler Brüning zum Beweis
dafür , daß das Zentrum sich stark für die baldige Verabfchie-
dung des evangelischen Konkordates eingesetzt habe.

Die Ministergehälter in Braunschweig
Im Braunschweigischen Landtag wurde am Mittwoch das

Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Minister mit den Stim -
men der Nationalsozialisten und Sozialdemokraten gegen die
Abgeordneten der bürgerlichen Einheitsliste angenommen . Das
Gesetz beseitigt die Pensionsberechtigung der Minister und
setzt das Ministergehalt auf 12 000 Ml jährlich fest (gegen18 000 Ml bisher ) . Ein Antrag der Bürgerlichen , das Gehalt
auf 1k 000 'Ml festzusetzen , wurde abgelehnt. Angenommenwurde ferner eine Entschließung, das Staatsministerium zuersuchen, eine Vorlage zu machen , durch die die Gehälter der
oberen Beamten soweit herabgesetzt werden, daß sie zu den
Amtsbezügen der Minister in einem angemessenen Verhält »
nis stehen .

Die Fraktion der bürgerlichen Einheitsliste gab eine Er -
klärung ab, daß es unbillig sei* die Ministet in ihrer Besol»
dung hinter einer anderen Beamtengruppe zurückzustellen.
Daß die durch die Entschließung geforderte Reduzierung der
Beamtengehälter , die erheblich über das Maß der Gehalts -
kürzung durch die Notverordnung des Reiches hinaus bis weit
in die Gruppe der mittleren Beamtenschaft gehen würde, aus
sachlichen und rechtlichen Gründen nicht durchführbar sei,
dürfte , so heißt es weiter in der Erklärung , auch den Ein -
bringern der Entschließung klar gewesen sein . Die Fraktion
erwarte , daß der ihr zugehörende Minister im Kabinett hinter
die von ihr geforderte Regelung seiner Besoldungsbezüge nicht
zurückgehe . Sie sehe darin die einzige Möglichkeit , die
Schwierigkeiten zu überwinden , durch die die Sozialdemokratie
in demagogischer Absicht die gegenwärtige Regierungskoalition
zu stören gedenkt .

Die Pirmasenser Bombenfunve
Umgearbeitete Granaten

Zu den Bombenfunden bei Pirmasens werden jetzt noch fol-
gende Einzelheiten bekannt : Die Bomben stammen von der
bei Winzeln in der Pfalz stationiert gewesenenFliegerabwehr -
batterie . Kurz vor dem Einmarsch der Franzosen im Herbst
1918 waren die Granaten in einem Weiher versenkt worden.
Dieser Weiher wurde später von einem Kommunisten gepachtet
und nach den Granaten abgefischt . Die Kommunisten arbei¬
teten die Granaten in hochexplosive Bomben um . In dem
Weiher sollen sich noch Weiteitz Granaten befinden. Weitem
wurden bei den von der Polizei vorgenommenen Haus -
suchungen in Pirmasens zahlreiche Revolver. Totschläger und
andere Hieb - und Stichwaffen gefunden.

In Neustadt a. d. H, wurden bei einer Haussuchung bei
Kommunisten zwei Granaten gefunden. Auf dem Exerzier -
platz in Zweibrücken wurde von der Polizei die Entladung der
in Pirmasens gefundenen Bomben vorgenommen. Es wurde
festgestellt , daß die Bomben eine große Sprengwirkung auf -
wiesen.
Schwerer politischerZusammenstoßin Neustadt a. d. H.

WTB . Neustadt a. d. H .. 18. SJez. (Tel .) Mittwoch abend
kam es in der hiesigen Turnhalle gelegentlich einer sozial-
demokratischen Versammlung zu einer schweren Schlägerei
zwischen auswärtigen Nationalsozialisten und sozialdemokrati-
scheu Versammlungsteilnehmern . Ein Nationalsozialist , der
angeblich einen Revolverschuß abgefeuert haben sollte , wurde
so zugerichtet, daß er mit lebensgefährlichen Verletzungen dar-
niederliegt . Ein Versammlungsteilnehmer erhielt -einen Mes-
serstich in den Unterleib. Weitere Anhänger beider Parteienwurden schwer verletzt.

Verschärfte Waffenbestimmunqen
Der Reichsminister des Innern hat dem Reichsrat den Ent -

Wurf eines Gesetzes gegen Waffenmißbrauch vorgelegt. Die
entscheidenden Bestimmungen lauten u. a . :Wer außerhalb seiner Wohnung, seiner Geschäftsräume oder
seines Besitztums eine Waffe führt , die ihrer Natur nach dazubestimmt ist, durch Hieb , Stoß oder Schuß Verletzungen beizu-
bringen , wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr , wenn mil -
derde Umstände vorliegen, mit Geldstrafe bestraft.Wer gemeinsam mit anderen zu politischen Zwecken an
öffentlichen Orten erscheint und dabei bewaffnet ist, wird mit
Gefängnis nicht unter 3 Monaten bestraft.

Im Befinden Poincares ist am Mittwoch eine wesentlicheBesserung eingetreten . Der Patient nimmt normal Nahrung
Zu sich und hat kein Fieber.

Weitere Bankschließungen in Amerika. Nach in New Jorkvorliegenden Meldungen , haben am Mittwoch 20 Banken ihreZahlungen eingestellt. Es handelt sich ausschließlich um klei-nere Banken, von denen sich 10 im Staate Arkansas be-finden . .

Amtliche Feier des Reichsgründungstages . Das Reichskabi -
nett hat sich am Mittwoch u . a. mit der Frage beschäftigt , wie
am am 18. Januar die Mjährige Wiederkehr der Reichsgrün-
dung gefeiert werden soll. Wie mitgeteilt wird , ist eine amt -
liche Feier geplant , die etwa denselben Charakter trägt , wie
die üblichen Verfassungsfeiern am 11 . August. Ursprünglichwar wohl der Gedanke erwogen, die Ministerpräsidenten derLänder besonders nach Berlin einzuladen ; mit Rücksicht aufdie Kosten hat man davon Abstand genommen. Die Hauptfeierwird im Reichstag stattfinden , und zwar wahrscheinlich unter
Teilnahme des Reichspräsidenten.

Abg . Dr . Fökr
zur Notverordnung

Im „Bad. Beob, " veröffentlich: der Zentrums¬abgeordnete Dr. Föhr längere Darlegungen zurNotverordnung , in denen er u . a . ausführt :
„Der 6. Dezember hat die aus dem badischen Zentrum her-vorgegangenen Reichstagsabgeordneten vor eine sehr schwie-rige Entscheidung gestellt . Sie haben schließlich unter Über-

Windung größter Bedenken sich für Ablehnung der Anträgeentschieden , welche die Aufhebung der Notverordnung be-
zweckten. Die Entscheidung war eine politische geworden.Der Blick auf die drohenden Wirkungen erzwang eine Zu -
stimmung zur Notverordnung als Ganzem , trov der Ableh -
nuug einzelner Teile derselben. Hätte die Möglichkeit bestan-den , zu den einzeMen Teilen der Notverordnung Stellung zunehmen, so hätte vom Standpunkt des badischen Zentrumsaus kein Zweifel darüber bestanden, daß einzelne Teile abzu-lehnen seien. Der Reichstag konnte nur entweder das ganzeablehnen oder das ganze annehmen .

Unsere Abstimmung kann uns jedoch nicht hindern , intreuem Bekenntnis zu den Beschlüssen , die der Landesaus -
schuß am 30 . November in Offenburg gefaßt hat, einzelneTeile der Notverordnung sachlich abzulehnen . Dahin gehörtzunächst die Neuregelung der Tabaksteuer. Wir waren bereit,um der Finanznot des Reiches willen auch eine Erhöhung der
Tabaksteuer mitzumachen, aber sie

'
mußte so ausgeglichen wer-den, daß Erschütterungen , wie sie jetzt eingetreten sind und

vielleicht aus längere Dauer drohen, vermieden worden wären .Die gegenwärtige Wirtschaftslage mit der dauernd wachsen -den Erwerbslosigkeit, die Bedeutung gerade der Zigarren -
industrie für unser badisches Land, die Rücksicht aus Badenals Grenzland , hätte davor zurückhalten müssen , das Gesetzgemäß Art . 48 RB . in einer Form zu verkünden, die solcheSchädigungen für d,e badische Wirtschaft mit sich bringt und
so viele badische Arbeiter um Arbeit und Verdienst zu bringendroht. i

Nicht minder große Bedenken bestehen über die sogenannteRealsteuerseukung. Ich sage „sogenannte"
. Denn diejenigen,die glauben , es würden nunmehr in Baden die Realsteuern

gesenkt , befinden sich in einem verhängnisvollen Irrtum .
8 9 dieses Gesetzes sieht nämlich vor, daß in Ländern , die seit1926 die Realsteuerbelastung nicht wesentlich erhöht haben,dagegen außerordentlich mit schwebenden Schulden belastetsino , nicht eine Senkung der Realsteuern , sondern Schulden-
tilgung erfolgt . Dies trifft für Baden zu. In Baden sollkeine Realsteuersenkung erfolgen , sondern die überschüssigenMittel der Gebäudesondersteuer sollen zur Schuldentilgungverwendet werden.

Die badische Zentrumspartei hält die von Finanzminister
Dietrich begangenen, uns durch die Notverordnung ausge-
zwungenen Wege aber überhaupt für falsch . Es geht nichtan , die Gebäudesondersteuer, also eine Ausnahmesteuer , auchdann noch in der alten Höhe sortzuerheben , wenn man sie
gar nicht mehr braucht, und die nicht mehr benötigten Mittel
zur Senkung der Realsteuern zu verwenden. Eine Reil¬
steuersenkung ist sehr dringlich, aber sie kann und darf nicht
durchgeführt werden auf Kosten des Hansbesitzes. Es ist un¬
erträglich, die Gebäudesondersteuer in der seitherigen Höheweiter zu erheben, wenn die Mittel für den Wohnungsbau
nicht mehr benötigt werden.

Das Schlimmite in der Notverordnung ist jedoch die Auf-nähme des Steuervereinheitlichungsgesetzes. Mit welcher Be-
gründung konnte dieses Gesetz gemäß Artikel 48 verkündetwerden, dessen Dringlichkeit schon daraus hervorgeht, daß es
frühestens am 1 . April 1932 , auf Wunsch der Länder sogar
erst 1934 in Kraft tritt , ein Gesetz, das nach unserer Ausfas-
sung verfassungsändernden Charakter hat ? Hier handelt es
sich um einen schweren Eingriff in die verfassungsmäßig
garantierten Rechte der Länder , für den keinerlei Grund vor-
lag, als höchstens der , daß im Reichstag hierfür erfreulicher-
weise eine Mehrheit nicht zu erzielen war . Daher hat bereits
die Bayerische Volkspartei im Reichstag unter schärfstem Pro -
test die Klage vor dem Staatsgerichtshof angekündigt. Es isteine schmerzliche Erfahrung , daß die Länder zur Verteidigungihrer Rechte das Reich beim Staatsgerichtshof verklagen müs-
sen , soeben wegen der Rechte im Verwaltungsrat der Reichs »
bahn und jetzt wieder wegen des Steuervereinheitlichungs -
gesetzes.

Das Steuervereinheitlichungsgesetz ist nicht dasselbe wie
das Steuervereinfachungsgesetz, was in den Zeitungen im -
mer wieder durcheinander geworfen wird . Die Vereinfachung
ist durchaus zu begrüßen . Es ist ein begrüßenswerter Fort -
schritt, wenn ein großer Teil der Landwirte und Gewerbe-
treibenden überhaupt nicht mehr veranlagt zu werden braucht.
Anders liegt es hinsichtlich der Steuervereinheitlichung , die
auf Forderung der Deutschen Bolkspartei in die Notver-
ordnung hineingekommen ist. Hier handelt es sich darum ,
daß die Grund - und Gewerbesteuergesetze der Länder außer
Kraft gesetzt werden und ein einheitlicher Steuertarif für
ganz Deutschland festgesetzt wird. Dadurch müssen natürlich
schwerwiegende Verschiebungen in der Steuerbelastung für
die einzelnen Gruppen von Gewerbetreibenden entstehen. Ich
habe bereits im Februar 1929 , also vor zwei Jahren , in meh -
reren Zeitungsartikeln die Öffentlichkeit darauf aufmerksam
gemacht , welche Steigerung der Belastung für die kleinen
Landwirte , insbesondere aber das Handwerk und den gewerb-
lichen Mittelstand daraus entstehen muß . Ich habe damals
Klage geführt , „daß man seitens der Reichsregierung sich
offensichtlich nichr einmal bemüht hat. die Auswirkung der
Lastenverschiebung auf die einzelnen Länder festzustellen".
Es ist einfach unbegreiflich, daß man ein Gesetz gemäß Art . 48
RV . verkündet, ohne auch nur vorher die praktischen Auswir -
hingen dieses Gesetzes in den einzelnen Ländern zu ermitteln .
Ich habe mit Unterstützung der gesamten Reichstagsfraltion
beantragt , daß wenigstens jetzt die Auswirkungen des Ge-
setzes in den verschiedenen Ländern festgestellt werden, und
dem Reichstag eine Darstellung darüber unterbreitet wird.
Vielleicht werden dann , endlich die betroffenen Schichten sich
rühren . Der Antrag wurde im Reichstag angenommen.

Die Gewerbesteuer hat gewiß einige Verbesserungen ersah-
ren , insbesondere insofern , als Kleinhandwerker bis zu
2600 Ml durch die Landesgesetzgebung nach wie vor freige¬
lassen werden können . Im übrigen aber haben sich die Wir -
kungen noch verschärft dadurch , daß die Betriebsvermögens -
{teuer völlig in Wegfall geraten ist und die gesamte Gewerbe»

steuer künftig nur vom Ertrag , der mit mindestens 6 Pro ^des Gewerbekapitals veranlagt wird, erhoben werden mnkGerade bei den kleineren Betrieben , die mit wenig Kapitalarbeiten , wird dadurch die Gewerbesteuer zu . einer reinsätzlichen Einkommensteuer, die vöm Gewerbe als Sonder ,steuer empfunden wird . Schon bisher hat das Gewerbe «e-gen die Ertragsteuer Sturm gelaufen , und jetzt ist die gan, -Gewerbesteuer auf den Gewerbeertrag gelegt und dazu einTarif gewählt, der die Großindustrie entlastet , die kleinerenund mittleren Betriebe mehr belastet.
Angesichts dieser Sachlage war es unmöglich, sachlich diesenLösungen zuzustimmen, wie sie die Notverordnung brachtewas hiermit mit aller Klarheit zum Ausdruck gebracht wer-

'
den soll. Wir bedauern außerordentlich, daß die Wünsche desbadischen Zentrums keine Beachtung gefunden haben. DerVorgang zeigt aufs neue , wie man in Berlin über die berech-tigten Wünsche unserer Heimat hinwegschreitet. zeigt allendie noch sehen wollen, wie es uns in einem Einheitsstaatgehen müßte . Das badische Zentrum wird alles tun . was inseinen Kräften steht , um sobald als möglich eine Änderungdieser Gesetze herbeizuführen .

"

Kadiscder Tandtag
< (S. Sitzung)

DZ . Karlsruhe . 17. Dez. 1930 .
Eingegaugen ist ein Antrag von Au (Wirtsch.- u . Bauernp .)betr . Umlegung öffentlicher Abgaben. In der Nachmittags,

schung wird zunächst der Antrag der Abg . Frau Siebert
(Zentr .) auf

stärkeren Schutz der Jugend gegenüber Licht-
spielvorführungen

behandelt.
Darüber berichtet der
Abg . Weißmann (Sozdem . ) . der die Zustimmung beantragt .
Verlangt wird eine entsprechende Änderung des Lichtspiel ,

gesetzes und ein Vetorecht der Landesregierungen .
Abg . Frau Siebert (Zentr . ) führt zur Begründung aus , daßder Antrag durch eine Karlsruher Protestversammlung gegendie sog. Aufklärungsfilme veranlaßt worden sei. Auf die Ju »

gend würde es, wenn man die wichtigsten Lebensvorgänge aufdie Leinwand zerre , psychisch verheerend wirken. Dagegenwehrten sich die christlichen Eltern . Es dürfte nicht möglichsein, daß anstößige Filme ins Ausland exportiert werden. Die
Filmindustrie müsse sich als Träger von Ideen fühlen . DieRednerin wirft einen Blick auf den ungeheueren Umfang der
deutschen Filmproduktion . Wir besitzen über 5000 Lichtspiel -
theater mit 1,9 Millionen Sitzplätzen. Man möge doch darandenken , was für die Jugend die Scheinwelt, die Phantasie ,bedeutet, und darum den Schundfilm verbannen . Schon dieKinoreklame wirke negativ auf die jugendlichen Gemüter .

Abg . Frau Richter (D . Natt . ) wendet sich gleichfalls gegenSchund und Schmutz im Film und fordert , daß auch Frauenin den Filmprüfstellen mitarbeiten .
Abg . Köhler (Nat .Soz . ) unterstützt die Ausführungen derbeiden Vorrednerinnen und begründet einen Zusatzantrag , daß

auch Filmvorführungen verboten werden, die das deutsche We-
sen und die nationale Ehre verletzen . Die sowjetrussischenHetzfilme müßten aus Deutschland verschwinden (Zuruf der
Kommunisten. Abg . Lechleiter wird zur Ordnung gerufen ).

Abg . Menth (D . Vp . ) bedauert , daß in letzter Zeit wiederder Sensationsfilm , der Nervenkitzel , das Felo beherrscht. Wir
haben , so führt der Redner aus , einen Tiefstand der Kultur
erreicht, der erschütternd ist. Alle gemeinschaftsbindenden
staats - und familienbejahenden Kräfte werden in Theater ,Literatur und Film verächtlich gemacht . Füx kulturfördernde
Zwecke hat man kein Geld. Wir fordern eine schärfere Hand-
habung der Filmzensur . Zahlreiche Verbrechen sind nicht zu-
letzt auf die Einflüsse boü Film und Büchern zurückzuführen.

Abg . Lechleiter (Komm. ) verteidigt die Sowjetfilme und wen-
det sich gegen die Nationalsozialisten .

Abg . Reinbold (Sozdem . j steht ebenfalls auf dem Stand »
Punkt, daß verrohend und entsittlichend wirkende Filme be»
kämpft werden müssen . Es sei aber falsch , die Filmoberprüf -
stelle nach bestimmten Richtungen hin scharszumachen . Die
Auslegung der nationalen Ehre durch die Nationalsozmlistenkönnten die Sozialdemokraten nicht anerkennen .

Abg . Dr. Baumgartner (Zentr . ) freut sich, daß der volkspar-
teiliche Redner zu 90 Proz . dem Standpunkt des .Zentrums ent-
spricht . Der Liberalismus von früher habe doch manche kultur -
politische Sünden auf dem Gewissen . Möge die Bolksparteibei Änderung des Lichtspielgesetzes im Reichstag ein treuer
Bundesgenosse sein . Trotz des freisprechenden Urteils sei fest-
zustellen, daß die Großfchen Darstellungen das Empfinden wei¬
tester Kreise verletzt haben . Das Zentrum verlange
die Länderkonferenz für die Filmzulassung . Dem nationaisoz .
Antrag stimme das Zentrum zu . Wir müßten wissen , daßwir national sind und hätten es nicht nötig , uns vor dem
Ausland fortwährend selbst zu zerschlagen. Über den Re-
marque - Film wolle er, der Redner , nicht urteilen da er ihn
nicht kenne . Aber das eine sei gesagt: Wir können den Krieg
nicht als etwas Romantisches vorführen ; er ist und bleib: zer-
störend. Man darf ihn aber nicht dazu benützen, um das drau -
ßen gezeigte millionenfache Heldentum herabzureißen .

Abg . Dr. Wolfhard (Dem .) weist darauf hin, daß es sich im
vorliegenden Falle um eine Materie der Reichsgesetzgebung
handle. Das Wort von der nationalen Ehre müsse einen
fiir die Gesamtheit des deutschen Volkes gültigen Inhalt haben.

Abg . Frau Richter (D . Natl . ) sührt aus , Hugenberg habe es
durch seine Beteiligung an der Filmindustrie ermöglicht, daß
auch nationale Filme gedreht werden konnten.

Abg . Teutsch (Ev. Vd . ) begrüßt die gestellten Anträge .
Staatspräsident und Innenminister Wittemann

erinnert an die vom Reichsminister dem Reichsrat zugeleitete
Novelle. Über die Ausführungen der Abg . Frau Siebert habe
er sich aufrichtig gefreut . Die Regierung bedauert , nicht jetzt
schon mit dem wünschenswerten Erfolg einschreiten zu können.
Es müßten strengere Borschriften erlassen und der Einfluß
der Lünderregierungen verstärkt werden. Das Polizeistraf -
gesetzbuch biete eine nur ungenügende Handhabe . Er . der
Minister , hatte die Polizeidirektionen zunächst angewiesen, den
Remarque -Film nicht zuzulassen, ehe eine Entscheidung vor-
lag . Er war der Meinung , daß das vaterländische Empfinden
verletzt würde . Hinsichtlich sittlich anstößiger Filme seien An-
träge nach Berlin gestellt worden, teils mit . teils ohne Ec»
folg . das letztere in Fällen , wo der Redner sich wundern mußte ,
daß die Prüfungsstelle nichts Beanstandenswertes fand Den
Potemkiu -Film würde der Minister , falls er wiederkäme, für
Baden verbieten.

Der Antrag des Haushaltsausschuffes wird darauf m,t dem
Zusatz der Nationalsozialisten sowie einem Zusatzantrag deS
Abg . Dr. Baumgartner (Zentr . ) gegen die Stimmen der So »
zialdemokraten und Kommunisten angenommen .

In dem Zentrumsantrag wird die Regierung ersucht , ncy
bei Beratung der Novelle dafür einzusetzen , daß den Lander »



reglerungen die Koinpeteiiz eingeräumt wird , für das Lan¬
desgebiet auch solche Filme zu verbieten , die von der Film -
prufstelle genehmigt find.

!h>t den Bauernverein Orschweier
Abg . Eggler (Zentr . ) erstattet daraus Bericht über de« kom--

muniftischen Antrag betr . den Bauernverein in Lrschweier .Der Rechtspflegeausschutz beantragt die Zustimmung in folgen »
der Form :

„Die Regierung wird ersucht , der Badischen Landwirt «
schaftlichen Zentralgenossenschaft Karlsruhe zu empfehlen ,bei der Durchführung der Zwangsvollstreckung gegen die
Genossen der Bezugs - und Absatzgenossenschaft Orschweieroder deren sonstigen Inanspruchnahme tunlichst schonend
vorzugehen , im Sinne eines für die haftenden Genossengünstigen Vergleichs entgegenzukommen und bei den in
ihrer Existenz bedrohten Genossen auf die Beitreibung der
Forderung zu verzichten .

" ■
Abg . Bock (Komm . ) gibt in schärssten Worten seinem Mitz»

fallen über den Ausschutzantrag Ausdruck .Es sind noch zwei Abgeordnete zum Wort gemeldet .
Nach einer kurzen Geschäftsordnungsdebatte beschließt das

nur noch schwach besetzte Haus mit Mehrheit , Donnerstagvormittag 9 Uhr die Debatte fortzusetzen .
Schlutz 8K Uhr .

*
(6. Sitzung )

DZ . Karlsruhe , 18 . Dez . 1930.
In der Vormittagssitzung wird die Aussprache über die

Angelegenheit
Orschweier

fortgesetzt .
Abg . Dr . Hoffmann (Zentr .) führt aus , man werde dem

Abg . Bock den Gefallen nicht tu » , eine politische Debatte
aus Orschweier zu machen .

' Es gehe nicht an , der Badischen
Bauernvereinsorganisation die Verantwortung für das Elend
der Orschweier Bauern zuzuschieben . Der Abg . Bock wolle die
Sache für seine parteipolitischen Zwecke ausnützen (Zwischen -
rufe der Kommunisten . Bock wird zur Ordnung gerufen ) .Es handle sich um eine rein privatrechtliche Angelegenheit der
Orschweier Genossenschaftler . Ein grotzer Teil der Genossen
habe sich inzwischen mit der Hauptgenossenschaft geeinigt .

Abg . Merk ( Nat .Soz .) ist der Meinung , datz in vielen Fäl -
len , nicht nur in Orschweier , die Revision bei den Genossen »
schaften versagt habe . Der Ausschutzbeschlutz sei zwecklos. Man
könne sehr wohl dem Antrag Bock zustimmen .

Abg . Hilbert (Wirtsch .- u . Bauernp . ) stellt gegenüber dem
Abg . Merk fest, datz das badische landwirtschaftliche Genossen -
schaftswefen seit der Sanierung vollkommen gesund dasteht .
(Lebhafte Zustimmung . ) Schuld an den Orschweier Verhält -
nissen sei eine saumselige Vorstandschaft gewesen . Der Unter -
suchungsausschutz sei von vornherein ein totgeborenes Kind
gewesen ; denn er hatte keine Möglichkeit . Privatbetriebe zu
kontrollieren .

Eingegangen ist ein kommunistischer Antrag , wonach der
Untersuchungsausschutz einen Bericht über seine Arbeiten vor -
legen soll.

Abg . Dr . Wolfhard (Dem .) tadelt scharf das Verhalten der
Zentralgenossenschaft gegenüber dem Untersuchungsausschutz
des Landtags . Nachdem der Staat eine Bürgschaft von
900 000 Reichsmark übernommen hat , hätte man sich dafür
dankbar zeigen sollen . Den Orschweier Genossen sollte irgend -
wie geHolsen werden ,

Staatspräsident und Innenminister Wittemann
erinnert daran , datz die Staatsbürgschaft seinerzeit auf An -
regung des Reichsministers Dietrich übernommen wurde , um
das genossenschaftliche Einigungswerk nicht zu gefährden . Die
Regierung sei nicht in der Lage , aus diesem Bürgschaftsver -
hältnis etwas für Orschweier zu machen . Der Minister will
sich aber die Akten kommen lassen , um zu sehen , ob und wie
weit Verantwortliche zivilrechtlich herangezogen werden kön-
nen . Was den Untersuchungsausschutz anlangt , so sei bei
Landtagsschlutz versäumt worden , seine Zuständigkeit durch
eine gesetzgeberische Aktion zu verlängern . Der Minister
konnte die Zentralgenossenschaft zu nichts zwingen .

Abg. Dr . Mattes (D Vp . ) kommt auf die Bemerkung des
Ministers zurück , datz zwischen den Vorgängen in Orschweier
und dem Bürgschaftsverhältnis kein Zusammenhang bestehe .
Er sieht darin die erste Folge der Sabotage der Arbeit des
Untersuchungsausschusses . Hätte der Ausschutz seine gesetz-
liche Pflicht erfüllen können , fo wäre diese Debatte nicht er -
folgt . Moralisch verantwortlich für die Dinge in Orschweier
sei der Revisionsverband des Bad . Bauernvereins .

Waagen aller Art

liefert :

FRIEDRICH LANG, Waagenfabrik
Stuttgart - Cannstatt 3 291

literarische Oeuerscbeinungen
Carl Grimberg : Weltgeschichte. Leben und Kultur

der Völker . Das Altertum . Dritter Band : Die Römer .
695 Seiten mit 190 Abbildungen , zwei Karten . Ganzleinen
8.80 ML R . Voigtländers Verlag . Leipzig C 1 ) . - 7 Wir ha »
den die grotzen Vorzüge der ersten beiden Bände von Carl
Grimbergs moderner Weltgeschichte in unserer vor Jahres -
frist erschienenen Besprechung ausführlich hervorgehoben . Sie
treten auch in dem neuesten Band , der Geschichte der Römer ,
offen zurage . Manchem mag aus seiner Schulzeit die rö -
mische Ge,chichte etwas nüchtern erscheinen . Hier gewinnt
sie Blut und Leben , und immer wieder erkennt der Leser auch
ihre grotze Bedeutung für die Gegenwart . Was Rom grotz-
gemacht hat . ist in erster Linie die Staatsdisziplin seines
Volkes , der Heldensinn und die Weisheit des Staats , die un -
erschütterliche Festigkeit und Lebenskraft selbst »n Zeiten wie
nach der furchtbaren Niederlage von Cannä . Grimberg zeigt
uns . wie diese Eigenschaften trotz innerer Schwierigkeiten zur
Herrschaft über ganz Italien und zur Vernichtung des gefähr -
wichen Feindes Karthago geführt haben .

Dann folgen die grotzen sozialen Kämpfe , das Hereinströ -
men griechi >cher Bildung und der riesigen Reichtümer d- s
Orients , die nicht nur aus Roms politische JJcqq)*, sondern
auch auf seine innersten Staatsgrundlagen , sein Wirtschafts -
leben und seinen Handel stark eingewirkt haben . Im Herzen
gepackt, lesen wir von den Kämpfen der Gracchen , Ciceros ,
Oktavians . die folgerichtig zur Weltherrschaft Roms , aber auch

Alleinherrschaft an Stelle der Republik fuhren mutzten .
Der Höhepunkt diefer Entwicklung ist auch die Blütezeit der
römischen Literatur . Sobald er überschritten ist. beginnt der
Verfall : er zeigt sich im Wahnsinn einer Reihe von Caesaren ,
aber ebenso in der Entnationalisierung des Heeres , im Em -
Porsteigen der Provinzen .

Staatspräsident Wittemann wiederholt , daß die Regierung
gegenüber der Zentralgenossenschaft nichts unversucht Hetz ,um die Unterlagen zu erhalten .

Abg . Heck (Zentr . ) führt in einer von lebhaften Zwischen -
rufen der Nationalsozialisten begleiteten Polemik aus , datzdie Bauernschaft durch fortwährende politische Verhetzung
schlietzlich in der Vertretung ihrer wirtschaftspolitischen Jnter -
essen irre werde .

Abg . Maier -Heidelberg (Sozdem . ) fordert die Heranziehungder Schuldigen . Der Gedanke , die bäuerlichen Organisationenunter einen Hut zu bringen , sei der Bürgschaftsübernahmewert gewesen . Datz dem Untersuchungsausschutz die Akten
zur Verfügung gestellt werden , hätte der Redner für ein Ge -
bot der Selbstverständlichkeit gehalten .

Abg . Frau Richter (D . Natl . ) führt aus . bei den Vorsitzen -
den und Rechnern der Genossenschaften fehle vielfach die ge-
nügende kaufmännische Vorbildung . Die Rednerin hofft im
Fall Orschweier auf ein Entgegenkommen der Zentralgenof -
fenfchaft . Bereits 50 Genossenschaftler hätten sich mit ihrgütlich geeinigt .

Abg . Dr. Führ (Zentr . ) kommt auf die Geschichte des Un -
tersuchungsausschusses zurück. Die Bürgschaftsübernahme seiunabhängig davon erfolgt .

Abg . Dr. Wolfhard (Dem . ) erklärt , der Landtag könne sichdie von der Zentralgenossenschaft beliebte Einstellung nicht ge-
fallen lassen . Wir wollen wissen, wer die ftühere Mitzwirt -
schaft veranlatzt hat und die Verantwortlichen zur Rechenschaftziehen .

Staatspräsident Wittemann weist darauf hin . datz die Her -
ren der Zentralgenossenschaft von einer öffentlichen Be -
Handlung der Angelegenheit eine Schädigung des Genossen -
schastsgedankens befürchtet hätten . Der Landtag möge den
Untersuchungsausschutz neu einsetzen und dann sehen , wie sichdie Herren von der Zentralgenossenschaft verhalten . Als Mi -
nister müsse er die heutige Kritik bedauern .

Nach weiterer Debatte erhält
Abg . Bock (Komm . ) das Schlutzwort , wobei er sich nament -

Iich mit dem Zentrum auseinandersetzt .
Der Präsident gibt den Eingang folgenden Antrages der

liberalen Arbeitsgemeinschaft bekannt :
„ Der Landtag wolle beschlietze» , einen Ausschutz zur Un -

tersuchung des Geschäftsgebarens der Bad . Bauernbank e . G .m . b. H . , Freiburg , und der Zentralbezugs - und Absatzgenos -
senschaft des Bad . Bauernvereins in Freiburg einzusetzen , der
dem Landtag über das Ergebnis seiner Untersuchung , soweites nicht vertraulich ist, alsbald Bericht zu erstatten hat . Die
Gesichtspunkte , die der frühere Untersuchungsausschutz in
, einer Sitzung vom 27. Mai 1930 festgelegt hat müssen daber
beachtet werden .

"
'Berichterstatter Abg . Eggler (Zentr .) empfiehlt nochmals die

Annahme des Ausschutzantrages , was den einzig möglichen
Weg darstelle . (Abg . Bock erhält - den zweiten Ordnungsruf . )

Die kommunistischen Anträge werden mit grotzer Mehrheit
abgelehnt , der Antrag des Rechtspflegeausschusses gegen die
Stimmen der Kommunisten bei Stimmenthaltung der Ratio -
nalsozialisten angenommen . Annahme findet ferner der An -
trag Dr. Wolfhard - Dr. Mattes auf Einsetzung eines Unter -
fuchungsausschusses .
Das Aniformverbot gegen die Nationalsozialisten

Es folgt der Bericht des Rechtspflegeausschusses über den
Antrag der Nationalsozialisten aus sofortige Aufhebung des
vom Minister des Innern erlassenen NnisormverbotS gegendie Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei .

Der Berichterstatter , Abg. Trinks (Sozdem . ) , beantragt ,
obigem Antrag die Zustimmung zu versagen .

Eingegangen ist ein Antrag der Kommunisten , auf Auf -
Hebung des Verbots oes Rot - Frontkämpferbundes .

Abg . Wagner (Nat . -Soz . ) begründet den Antrag seiner
Fraktion - Es handle sich nicht allein um ein Uniformverbot ;
man habe vielmehr alle Symbole der Partei untersagt . Der
Redner bezeichnet dieses Vorgehen als einen Verfassung ^ -
fauch , der sich in seiner ganzen Lächerlichkeit gegen das Heu-
tige System wende . Es sei auffällig , datz das Verbot zeitlichmit anderen Verboten im Reiche zusammenfiel . Objektive
Berichte der Polizei seien im Ministerium gefälscht worden .Die Urheber von Störungen der öffentlichen Ruhe und Ord -
nung ständen in einem ganz andere » Lager , es seien die
marxistischen Terrororganisationen . Der Redner verweist auf
Vorfälle in - Mannheim und Wertheim , wo das Reichsbanner
störend aufgetreten sei . Nicht einem einzigen Nationalsozia -
listen sei es eingefallen , Ruhe und Sicherheit zu gefährden .
Für das Verbot könnten die Nationalsozialisten nur dankbar
fein . Es werde den Siegeslauf der Nationalsozialisten nicht
aufhalten . Diese würden eifersüchtig darüber wachen , datzdie Versaffung immer gehalten wird , und aus diesem Grunde
forderten sie die restlose Aufhebung des Verbots . Den von
der Volkspartei eingebrachten Antrag , der ein Unisormver -
bot für alle Parteien und Verbände für wünschenswert hält ,
lehnt der Redner ab , da durch ihn die „Anständigen mit den
Unanständigen verbunden würden " .

(Während der Rede des Abg. Wagner ging es im Hause
ziemlich lebhaft zu . Von allen Seiten gab es Zwischenrufe . )Um I Uhr wird die Sitzung abgebrochen . — Weiterverhand¬
lung nachmittags Uhr .

Götter aus allen Weltteilen finden in Rom Heimat und
Kultus und unter den neuen Religionen , erwächst aus klei-
nen Anfängen unaufhaltsam und weltbezwingend das Chri -
stentum empor . Immer wieder pochen Germanenvölker mit
überschäumender Lebenskraft an die Tore des Weltreichs .
Jahrhundertelang dauert der Kamps um die politische Machtund lim weltbewegende religiöse und soziale Ideen , bis dann
etwa um 375 nach Christus der Sieg der neuen Kräfte ent -
schieden ist. Damit schlietzt das Altertum , und eine neue Zeitzieht herauf .

Grimbergs Geschichte des Altertums liegt nun geschlossenvor . Sie ist . als Ganzes betrachtet , ein Meisterwerk auseinem Gusse . Wie selten einer , hat es Grimberg verstanden ,die grotzen führenden Gedanken aus der politif hen , der Gei¬
stes », Kultur - und Wirtschaftsgeschichte herauszuarbeiten .

Die Soziologie der literarischen Geschmacksbildnng. Von
J ?/ ' S '

ch ücking (2. erweiterte Auflage , geb .5,60 X )l . B . G . Teubner , Leipzig ). — Die Geschichte derLiteratur , die Geschichte der Kunst überhaupt , hat bisher fastausschlietzlich ihre Aufgabe in der Beschäftigung mit dem
Kunstwerk und dem Künstler gesehen . Die Frage der Ent -
Wicklung des Kunstgeschmacks beim Publikum , sein „wie " und
„warum ist noch kaum ernst gestreift worden . Daher ist das
vorliegende Buch Schückings , das in anregender Weife dieseProbleme erörtert ^ von besonderem Interesse sür jeden Lite -
raturfreund . Schücking prüft die soziologischen Voraussetzun -
gen für die Kunst , die Abhängigkeit der Einzelproduktion vom
Zeitge >chmack , die wechselnden Bedingungen für die indivi -duelle Freiheit des Schaffenden und die Wirkung der in der
Reuzelt erkämpften völligen Autonomie des Künstlers , dieöer Entmündigung des Laien und einer Frontänderungdes Kritikers geendet hat . Es zeigt sich, wie soziale Mächte ,die er in ihrer Eigenart untersucht und in ihrem Einflutz auf

Schiehe« und Abbrenne »von KeuerwerkstSrpernin der Neujahrsnachß"
. Da in der Neujahrsnacht immer wieder gegen das Verbotdes Schietzens und des Abbrennen « von Feuerwerkskörpernwird , sei erneut darauf hingewiesen , datz nach S 367
1 *

U J® / 3 ' ff- des Reichsstrafgesetzbuches ver¬boten ist : „ohne polizeiliche Erlaubnis an bewohnten odervon Menschen besuchten Orten oder in gefährlicher Nähe vonGebäuden oder feuerfangenden Sachen , u ließen oderFeuerwerkskörper abzubrennen . "
Ferner sei daran erinnert , datz die Abgabe von Sprengstof .fen an Personen , von welchen ein Mitzbrauch zu besürchtenist . insbesondere an Personen unter 16 Jahien verboten ist.Dies gilt insbesondere auch von solchen Feuerwerkskörpern .mit deren Verwendung eine erhebliche Gefahr verbunden ist( Kanonenschläge , Frösche , Schwärmer u. dgl .) . Auf Spiel ,waren , welche ganz geringe Mengen von Sprengstoffen ent -halten , findet diese Vorschrift keine Anwendung . Die Polizeiund Sicherheitsorgane sind angewiesen , gegen Übertretungenobiger Verbote mit Nachdruck einzuschreiten .

Krebsbekämpfung
In Bologna wird ein Zentrum zur Erforschung und Be »

kampfung des Krebses eröffnet werden . Bei dieser Gelegen -heit wird am 4 . und 6 . Januar 1931 die zweite Tagung deritalienischen Liga gegen den Krebs stattfinden , zu der die
namhaften italienischen Krebsforscher Vorträge angekündigthaben .

Wie sich hieraus ergibt , wird auch in anderen Kulturländernder Kampf gegen den Krebs aufgenommen . Baden hat schonseit vielen Jahren in Freiburg das Krönighaus und in Hei -
Kelberg das Krebsforschungsinstitut . Autzerdem hat der erstvorigen Jahres im März gegründete badische Landesverband
zur Bekämpfung des Krebses in dieser kurzen Zeit schon eine
recht segensreiche Tätigkeit entfalten können , wie dies auchder Erfolg bei der Radiumspende gezeigt hat .

Vertehrsänverungen
Jnsolge geänderter Arbeitszeit in den meisten PsorzheimerBetrieben fallen am 24 ., 27 . und 31 . Dezember 1930 und2. und 3. Januar 1931 auf Strecke Karlsruhe - Mühlacker

einige hauptsächlich dem Arbeiterverkehr dienenden Züge aus .Dagegen verkehren an diesen Tagen einige sonst nt,r Sams »
tags borgesehene Züge .

Näheres durch Schalteranschlag auf den Bahnhöfen erficht -
Iich.

Für die Bahn Bretten -Knrnbach
Im Württembergischen Landtag wurde am Dienstag mit »

geteilt , datz das württembergische Staatsministerium beim
Reich mit Nachdruck darauf hinwirken will , datz die Balmvon Bretten nach Kürnbach baldigst fertiggestellt wird .

Aus der badischen Industrie
Lohnverhandlungen i» der Metallindustrie . Wie die Mann »

heimer ..Volksstimme " erfährt , finden am 23. Dezember in
Karlsruhe die Lohnverhandlungen in der Metallindustrie fürdie Bezirke Mannheim -Ludwigshafen , Frankenthal . Seekreis
und Freiburg statt .

Die frühere Hocksche Fabrik in Lauda ging durch Kauf aneine Textilwarenfabrik über , die Arbeitskleider herstellt . Der
Betrieb soll am 1 . Januar mit 30 bis 40 Arbeiterinnen er -
öffnet werden . Auch eine Kleinmöbelfabrik will , wie man hört ,mit Beginn des neuen Jahres im ehemaligen Maschinenwerkdie Arbeit aufnehmen . ■

Weiterführung der Arbeit in der Zigarreninduftrie . Ver »
schieden ? Betriebe der Tabakindustrie am Oberrhein , die ihren
Belegschaften zum 20. Dezember gekündigt hatten , werden ver »
suchsweise ihren Betrieb bis zum 31 . Dezember 1930 weiter ,
führen . Zu diesen Firmen gehört auch die Zigarrenfabrik Veit
& Co . in Schopfheim .

Lämtiicdo

gußeis .
Kanali¬
sations -
artikel

Feldbahnen und alle Baugeräte für Not¬
standsarbeiten , Wegebauten usw . empfiehlt den
Staats - u. Gemeindebehörden u . Bauämtern

zu Kauf und Miete 951
Wilhelm Messmer , Villingen
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Mitglied des Badischen Baumeisterbundes

das Publikum bestimmt , ebenso starke den Geschmack formen ,wie künstlerische Leistung als solche .
Sexualpädagogik von Prof . vr . med ., Dt phil . h . c . Ernst

von Düring , Frankfurt a. M . ( Rotapsel-Verlag . Erlenbach-
Zürich/Leipzig . 418 Seiten . Geheftet SM M .) — Die Vor -
lefungen über Sexualpädagogik von Prof . von Düring sind oas
Ergebnis einer praktischen und wissenschaftlichen Beschäftigungmit allen Fragen des Sexualproblems seit vierzig Jahren .
Gerade die praktischen Ersahrungen , die der Verfasser auf die-
fem Gebiet gewann , sind der Ausgangspunkt für alle seine
späteren Studien . Ausschlaggebend für Dürings Einstellung
gegenüber den heutigen , entweder einseitig Sitte und Sittlich -
keit verwechselnden oder in radikalster Weise alle bestehende
Sitte beseitigenden Versuchen und Vorschlägen ist folgendes :
eine allseitig befriedigende , restlos alle Schwierigkeiten besei -
tigende Lösung des Problems gibt es nicht, kann es nicht
geben . Es ist die grotze Zentralfrage für Kultur und Mensch-
heit und für die Entwicklung der Einzelperfönlichkeit . Nur
das Ringen nach dem Ziele , die Erziehung zur Verant -
wortlichkeit kann das Ziel fein ; Scheffler sagt : das Ziel ?
Der Weg ist das Ziel . So wird für viele diese Bescheidung als
unbefriedigend empfunden werden . Diese Probleme sind aber ,wie alle geistigen Probleme , unlösbar ; sie müssen , wie
Goethe betont , als solche erkannt werden . Nicht liegt , wie
es so oft heitzt , die Wahrheit in der Mitte zwischen den
Extremen , sondern , wie wieder Goethe sagt : das Problem liegt
in der Mitte zwischen schrankenloser Freiheit und der Ver -
femung des Geschlechtslebens als unsittlich . Das ist der
Standpunkt , von dem aus alle , sowohl (und in erster Linie )
der Mensch , der sich selbst erziehen will , als auch der Erzie -
her , der der Jugend führend und beratend dienen soll, an die
sexuellen Probleme in dem ganzen Umfange , in ihrer Bedeu -
tung für das Individuum selbst, für das Volk und für die
ganze Menschheit herantreten müssen.



Gemeindenmdscdsu
Wahlen In den Gemeinden

In Pforzheim erfolgte am Mittwochnachmittag die Wahl der
Stadträte . Alle 84 Stadtverordnete übten ihr Wahlrecht au ».
Gewählt wurden 14 Mitglieder der Gemeinsamen Bürgerliste ,
und zwar 5 Nationalsozialisten . 2 Mitglieder der Mittelstands -
Partei . 1 Deutschnationaler . 1 Deutsche Vp .. 1 Zentr . und je
einer von der Staatspartei , der Weststadtvereinigung. des
Sparerbundes und des Evang . Volksdienstes. Ferner 5 So¬
zialdemokraten und 1 Kommunist. Auf den Vorschlag der Vsr «
einigten Bürgerlichen entfielen SS Stimmen , auf die Sozial -
demokryten 21 und auf die Kommunisten 7 Stimmen . Bis¬
her setzte sich der Stadtrat zusammen aus 6 Sozdem, je 8
Vertreter der DNatl ., D .Vollsp . und der Mittelstandsvereini -

ung. 2 vom Sparerbund und je 1 vom Zentrum , den Demo-
aten . der Weststadtvereimgung und den Kommunisten.
In Durlach wurde für die Wahlen des Stadtverordneten «

Vorstandes , des Obmannes des Stadtverordnetenvorstandesund dessen Stellvertreters sowie des gemischt -beschlietzenden
Ausschusses von sämtlichen Bürgeransschußparteien nur jeeine gemeinsame Liste eingebracht, so daß die auf den heutigen
Donnerstag gesetzte Wahl nicht stattfindet.

I » Untergrombach (bei Bruchsals war die Gemeindewahl
au» geringfügigen Gründen angefochten worden . Die Wahl
wurde nun vom Bezirksamt mangels genügender Ungültig-
keitSbeweise für gültig erklärt .

L

Durlach unter Zwangsverwaltung? In seiner letzten Sitzung
hat der Gemeinderat Durlach wieder die zur Deckung des
Kehlbetrages im Fürsorgevoranschlag gemachten Vorschläge ab-
gelehnt. Nunmehr mutz sich die Staatsaufsichtsbehörde mit der
Angelegenheit befassen . Es ist kein Zweifel, daß sie im Ver-
ordnungswege die abgelehnten Steuern einführen wird.

Aus dem Rastatter Stadlrat . Der alte Stadtrat in Rastatt
hat am Dienstag seine letzte Sitzung abgehalten und der neue
Stadtrat wurde verpflichtet. Zuvor wurden aber vom alten
Stadtrat noch einige Fragen erledigt. Der Voranschlag fürdas städtische Krankenhaus für das Rechnungsjahr 1930/31
schließt in Einnahmen und Ausgaben mit 345 NX) Reichsmarkab . In den Einnahmen ist ein Betriebszuschuß aus der Stadt -
lasse in Höhe von 115000 Reichsmark enthalten -, welchen der
Bürgerausschutz im Voranschlag für 1930 bereits bewilligt hat.— Die Ausführung der für das städtische Wasserwerk in
Rauental in Aussicht genommenen Entsäuerungsanlage wird
noch einige Jahre zurückgestellt , bis der durch eine neue Be-
rechnung des Stadtbauamts auf 40 000 Reichsmark festgestellte
Kostenaufwand durch entsprechende Rücklagen angesammelt ist.

Stark gedrückte Holzpreise . Bei der letzten Gemeinde -
Brennholzversteigerung in Oberharmersbach , wurden zirka1600 Ster Brennholz versteigert. Der Anschlag von pro Stern . Masse 6 bis 9 Ml . Der Erlös betrug bis höchstens 7 MH
pro Ster . Für Langholz wurde von Holzhändlern der Ge-
meinde 58 Proz . der Landesgrundpreise geboten. Der Ge-
meinde entsteht durch diesen Mindererlös ein ganz bedeuten-
der Ausfall an Einnahmen .

Der Stadtrat Lahr lehnte die Anträge auf Herabsetzung der
Stadtratsdiäten auf 5,20 und 30 Reichsmark ab. Auch ein
Antrag , für das Fehlen bei einer Stadtratssitzung 5 Reichs -mark an den monatlichen Diäten von 40 Reichsmark abzuzie-
hen, fand keine Mehrheit . — Um der weiblichen Jugend Ge-
legenheit zu geben , mehr frauliche Berufe zu ergreifen , wirdder Mädchenrealschuleeine Frauenschulklasse angegliedert . DerStadtrat konnte nach eingegangener Genehmigung vom Mini -
sterium sich um so leichter hierzu entschließen , als die Kosten
durch das Schulgeld voll gedeckt sind und die zur Schaffungeiner Frauenklasse erforderlichen Einrichtungen ebenfalls vor -
Händen sind .

Kein Rücktritt des Bürgermeisters in Singen a. H. Die in
Singen in Umlauf gesetzten Gerüchte vom Rücktritt des
Bürgermeisters vr . Kaufmann , Mitglied des Landtags , ent-
behren der Grundlage . Der neugewählte Gemeinderat ist am15 . Dezember erstmals zusammengetreten , größere Meinungs -
Verschiedenheiten sind nicht entstanden . Zum Bürgermeister -
stellvertreter wurde , nachdem Gemeinderat August Schüle in
Firma Schüle und Speck Nachfolger, eine Wiederwahl ab-
lehnte, Gemeinderat Sanberger, Bürochef der Maggiwerkein Singen (Zentrum) , gewählt.

Der neue Bürgerausschuß in Konstanz genehmigte in sei -ner ersten Sitzung das Arbeitsbeschaffungsprogramm , Einfüh-
rung der Bier - und Bürgersteuer und Erhöhung der Umlageum 10 Reichspfennig, mit Mehrheit ; dafür stimmten Zentrum ,Demokraten und Sozialdemokrpten.

Aus der Landeshauptstadt
Karlsruhe im Weihnachtsschmuck. In der großen Halle de»' — Rcichsbahndirektion Karlsruhe einen

so daß dieser erste finnige
mit festlicher Stimmungerfüllt ; außerdem trägt die Kameradschaft der Leibgrenadierewieder dafür Sorge , das; das Denkmal der gefallenen 109er

ebenfalls seinen Weihnachtsschmuck erhält in Form eines hüb-
schen Baumes , der in den Abendstunden beleuchtet wird.

Da» Karlsruher Rotabzeichen . In einigen Tagen wird der
Werbeausschuß der Karlsruher Notgemeinschaft mit einem
neuen Werbemittel zur Linderung der Not der großen Anzahlder Karlsruher Hilfsbedürftigen an die Bevölkerung herantre -
ten. und zwar mit dem „Karlsruher Notabzeichen ". Es istdie» eine in versilberter Metallausführung gehaltene Ansteck-nadel nach einem Entwurf des Fachlehrers Kurt Baer an der
Badischen Kunstgewerbeschule in Pforzheim . Der Künstlerhat aus den übereinandergestellten, in Blockschrift wiedergege-denen Buchstaben des Wortes „Not" eine lodernde Fackel ge-bildet. Das Karlsruher Notabzeichen weift daher schon äußer -
lich auf unsere Notzeit hin , und weicht stark von den allgemeinüblichen Bereinsabzeichen und sonstigen Anstecknadeln ab. Der
erste große Werbeverkauf findet am Sonntag , den 21 . Dezem-ber, statt .

Karlsruher Jubiläumsfirmen. Der Verkehrsverein Karls»
ruhe benützt die zahlreichen diesjährigen Geschäftsjubiläen der
verschiedensten Karlsruher Firmen , um in einer Sonderaus -
gäbe der .^Karlsruher Wochenschau" eine erschöpfende Übersichtüber Geschichte und Entwicklungsgang der Jubiläumsfirmen
zu geben. Der stattliche Band ist mit reichem Bildmaterial
versehen und hebt in historischer Reihenfolge die Bedeutungde» Groß - und Kleinhandels der badischen Landeshauptstadthervor . Abgesehen vom bleibenden Wert einer solchen Zu-
sammenstellung verdient das Heft als Werbemaßnahme in der
Weihnachtssaison besondere Beachtung.

Einbruch in ein Zigarrengeschäft . Vergangene Nacht, ver-
mullich in den frühen Morgenstunden , wurde das Lager des
Zigarrenhauses Knäbel in der Karl -Friedrich-Straße von Ein -
blechern heimgesucht . Sie entwendeten Waren , in der Haupt -
lache Zigaretten, im Wert von mehreren tausend Reichsmark.Die Ladenkasse wurde erbrochen und geleert .

Coloffeumtheater . Es ist abermals eine besondere Attrak-
tion des von der Direktion sorgsamst zusammengestellten Weih-
nachtSprogrammes, daß in ihm sich Kapitän WinstonS Waffer-Uwe« und tauchende Nymphen wiederfinden. Denn hier bie-
tet sich ein Schauspiel, das weit über de« örtlichen Rahmen
hinausgreift , hier wird eine Sensation sichtbar gemacht , die
allabendlich erneute und mit Recht stets begeistertere Zustim-
mung auslöst. Im übrigen mag es nicht leicht gelingen, um
diese Hauptattraktion eine Reihe von Nummern zu gruppie-
ren , die ebenfalls dem angekündigten „weltjtädt,schen" Anstrich
standhalten . Dies erreichen jedoch zweifellos die neuverpflich-teten 2 Windsors, ein exquisites Tanzpaar , dessen kunst -
lerische Wertbejahung vor allem in einer phänomenalen
Apachenszene besteht . Aber auch Sums , der komische Jongleur ,ist ebenso eine sehenswerte BarietSangelegenheit . wie Mar -
tinl » holländische Hundekomödie oder die Schleuderbrettakro-
batik der 5 Winfton Comp . Auch Adi Walz als köstlicher Hu-
morist kann nicht gut überboten werden. Und zu all diesen
Spitzenleistungen kommt schließlich noch ein in seiner Son -
derart wirklich reizvoller Wettbewerb zwischen Amateurschwim-
mern und den von Kapitän Winston engagierten Amazonen,schon deshalb eine erfreuliche Ergänzung des Gesamtprogram -
mes , weil sich gerade hier das Publikum oft bestens amüsierenkann, und doch zugleich ernsthaft angehalten wird, seine eigene
Meinung über das Gezeigte zu äußern . H. Sch .

Bahnverkehr an Weihnachten. Die Reichsbahn hat zur rei-
bungslosen Abwicklung des Festverkehrs zwischen 20. Dezemberund 2. Januar umfangreiche Maßnahmen getroffen . Eine
große Anzahl von Zügen , zu denen erfahrungsgemäß starker
Andrang von Reisenden zu erwarten ist, wird doppelt gefih -
ren . In besonders dringenden Fällen können weitere Ergän -
zungszüge eingelegt werden. Das Personal auf den Bahn -
Höfen und in den Zügen wird verstärkt. Zur raschen Abferti -
gung her Züge hat das Bahnhofpersonal beim Offnen und
Schließen der Wagentüren weitestgehend zu unterstützen.
Außergewöhnlicher Andrang von Reisenden wird dem nächsten
Wagenvorratbahnhof gemeldet, damit die erforderlichen Wa-
gen bereitgehalten werden können. Vorzüge dürfen zur Auf-
nähme >des Anschlusses verspäteter Anschlußzüge nicht zurück-
gehalten werden. Mit allen Mitteln muß darauf hingewirktwerden, daß unnötige Verspätungen nicht entstehen. Wie
weitgehend für Fahrgelegenheit gesorgt ist, geht daraus her-vor. daß für die Zeit vom 20. Dezember bis 2 . Januar ins -
gesamt 50 Ergänzungszüge nach und von Karlsruhe vorge -
sehen sind .

Demonstrationsversuch vor dem Landtagsgebäude. Mittwochabend versuchten etwa 100 bis 150 Arbeitslose vor dem Land-
tagsgebäude zu demonstrieren. Die Polizei konnte aber die
Ansammlung ohne weiteres zerstreuen.

Wetterbericht der Bad . Landeswetterwarte, Karlsruhe. Das
Azorenhoch hat einen Keil nach Mitteleuropa vorgetrieben , so -
daß wir wieder in den Bereich westlicher Luftzufuhr gelangt
sind . Etwas milderes Wetter steht damit bevor. Da jedoch der
Druck bei uns noch immer hoch ist, wird es bei uns vorerst nicht
zu Niederschlägen kommen . Wetteraussichten : Fortdauer der
trockenen Witterung , Nachtfrost mit Frühnebeln , am Tageetwas milder.

Wasserstände: Waldshut 249 —6 , Basel 64 —6, Schuster¬insel 121 —5, Kehl 266 —7, Maxau 445 —16, Mannheim 372—15, Caub über 200 Zentimeter .

Aurze ißacbricfcten aus Waden
Bom kleinen Grenzverkehr und Grenzschmuggel

Veranlaßt durch die immer größer werdende Arbeitslosig-
keit und Notlage großer Schichten der Bevölkerung, nimmt,wie aus Singen gemeldet wird, der Einkauf von Lebensmit-
tkln an der Schweizergrenze im kleinen Grenzverkehr immer
größere Dimensionen an . Bestimmte Mengen Zucker , Mehl,Weißbrot, Tabak ujw können zollfrei eingeführt werden. Inder Schweiz kostet z . B . Zucker 13 ifttf per Pfund . Ja Deutsch -
land 33—40 jfyif - In Deutschland wird ein landwirtschaft-
licher Schutzzoll von 16,5 und eine Zuckersteuer von 5,5
Reichspfennig per Pfund erhoben, zusammen 22 ßrf . Außer¬dem blüht der Schmuggel.

Bürgermeister Dr. Kaufmann hat an die städtischen Beam-ten und Angestellten ein Rundschreiben gerichtet, worin er
darauf aufmerksam macht , daß die heutige große Arbeitslosig-
keit zu einem großen Teil auf eine vorhandene Unlust, jetzt
Einkäufe zu betätigen, zurückzuführen ist. Bei den Beamten
müsse die Einsicht Platz greifen , daß ihre Existenz nicht aufdie Dauer sichergestellt werden kann, wenn die Wirtschaft,aus deren Steuern die Beamtengehälter bezahlt werden, zum
Darniederliegen kommt . Vor allen Dingen sollen Einkäufe
grundsätzlich nur am Platze selbst getätigt weroen. Feststel -
lungen haben ergeben, daß der einheimische Handel erhebliche
Preissenkungen vorgenommen hat und in vielen Artikeln
billiger ist als in anderen Städten .

DZ Mannheim, 18. Dez . Die streikenden Rotstandsarbei -
ter haben in einer Versammlung beschlossen, den Kampf auf-
zugeben und wieder zur Arbeit zurückzukehren.

DZ . Heidelberg, 18. Dez. Wie der erste Vorsitzende deS
Landesverbandes zur Bekämpfung des Krebses, Präsident
Rausch , in einem Schreiben an den hiesigen Ortsausschuß fürdie Radiumspende mitteilt , steht Heidelberg mit einem Rein-
erlös von 6248,74 Ml an der Spitze aller badtfche» Städte .

DZ . Schriesheim (bei Heidelberg) , 18. Dez Hier stehen
18 Wohnungen, darunter moderne 1—4 -Zimmerwohnungenin schönster Lage, leer. Für die Hauseigentümer eine sehr
mißliche Sache.

Wandel und MUrtsckatt
Berliner Tevisennotierunqe «

16. Xqcait« 17. SXjOTfKT
Gel» «riet «»viel

168.66 169 .00 168 .63 168 .97
111 .99 112 .21 112 .03 112.25
21 .93 21 .97 21 .93 21 .97
20.347 20.387 20.342 20.382
4. 1880 4.1960 4 .1890 4.1970
16.452 16 .492 16.455 16.495
81 .305 81 .465 81 .285 81 .445
58 99 59 .11 59.00 59 . 12
12 .429 12 .449 12.429 12.449

Amsterdam 100 G.
Kopenhagen100 Kr.
Italien . . 100 L.
London . . 1 Pfd .
New York 1 D.
Pari» . . . 100 Fr.
Schweiz . . 10V Fr.
Wien 100 Schilling
Prag . . . . ICO Kr.

Karlsruher Brauereigesellschaft vorm. K. Schrempp undS . Printz, Karlsruhe . In der Generalversammlungam Witt-
woch wurde beschlossen, „in Rücksicht auf die durch die fort-
währenden Steuererhöhungen in ihrem Fortbestand auf»
schwerste bedrohte Brauindustrie " nur eine Dividende von
9 Proz. (im Vorjahr 11 Proz. ) zur Verteilung zu bringen .Neu in den Aufsichtsrat wurden gewählt die Herren Friedrich
Schrempp (Durlach ) und Generaldirektor Bruno Schubert
(Frankfurt a. M. ) Nach dem Geschäftsbericht haben da»
schlechte Sommerwetter und die wirtschaftliche Notlage weiter
Bevölkerungsschichten den Bierabsatz ungünstig beeinflußt .
Infolge der fortwährenden Steuererhöhungen auf Bier könne

in absehbarer Zeit mit einer Besserung des Absatzes nicht ge-rechnet werden. Die Brauindustrie gehe einer ungewissen
Zukunft entgegen. — Nach Zuweisung von 25 000 Ml «n dieArbeiter - und Beamtenstiftung des Unternehmens und 273 164
Reichsmark Abschreibungen verbleibt ein Reingewinn von407 830 Ml , dazu Vortrag aus dem Vorjahr von 50 159 Ml ,zusammen von 457 990 Ml . Der Vorschlag ging im einzelnen
dahin, 5 Proz . Dividende und 4 Proz . Überdividende zu ver-teilen , der Sonderrücklage 150 000 XU zuzuweisen und 40 690
Reichsmark auf neue Rechnung vorzutragen .

SraarsÄNzelger
Staatsprüfung für den mittleren techni»

schen Dienst im Maschinenwesen «ad t« der
Elektrotechnik.

Die nächste Staatsprüfung für den mittleren technischen
Dienst im Maschinenwesen und in der Elektrotechnikbeginnt

Montag, den 16. Februar 1931 .
Die Gesuche um Zulassung zur Prüfung sind spätestens bi»

Montag, den 19. Januar 1931 , mit den vorgeschriebenen Be-
legen beim Personalbüro der Reichsbahndirektion Karlsruhe^Lammstraße 19, hier, einzureichen.

Karlsruhe , den 16. Dezember 1930.
Der Fiuanzminister .
I . V>: Sammet .

Staatsprüfung für den mittleren techni-
Nischen Dienst im Tiefbauwesen.Die nächste Staatsprüfung für den mittleren technische»

Dienst im Tiefbauwesen beginnt
Montag, den 1k. Februar 1931 .

Die Gesuche um Zulassung zur Prüfung find spätestens bi»
Montag , den 19. Januar 1931, mit den vorgeschriebenen Bele-
gen beim Personalbüro der Reichsbahndirektion Karlsruhs
Lammstraße 19, hier, einzureichen.

Karlsruhe , den 16. Dezember 1930 .
Der Finauzminister.
I . V. : Sammet .

Nach den Meldungen der Bezirkstierärzte waren am 15. De.
zember 1930 im Lande Baden verseucht mit :

Maul» «nd klauenlenche:
Amtsbezirke : Gemeinden :

Ettlingen Mörsch
Karlsruhe Karlsruhe , Blankenloch, Karl».

ruhe-Beiertheim, Durlach , Eggen-
stein, Friedrichstal , Grötzingen»
HagSfeId,Hohenwettersbach,Klein»
steinbach , Söllingen . Stupferich,
Weingarten

Mannheim Mannheim » Plankstadt , Schwei,
gingen

Rastatt Otigheim
Wiesloch Walldorf

Schweinesruche und Schweineprst:
Amtsbezirke : Gemeinden :

Bretten Kürnbach
Bruchsal Tiefenbach
Emmendingen Sexau
Karlsruhe Knielingen
Lahr Lahr, Grafenhausen , Kappel
Mannheim Mannheim , Mannheim -Sand «

Hofen, Mannheim -Wallstad^
Schriesheim, Seckenheim

Schopfheim Wembach
Tauberbischofsheim Großrinderfeld , Lauda
Sinsheim Eschelbronn
Wolfach Gutach

Räude ber Einhufer:
Amtsbezirke : Gemeinden :

Heidelberg Heidelberg
Waldshut Mettenberg, Untermettingen
Weinheim Weinheim.

Badische» Statistische » LandeSamt .

personeller Teil
Ernennungen , Versetzungen , Zurruhesetzungen jusw.

der Planmäßigen Beamte«
Aus dem Bereich des Ministeriums der Justiz

Versetzt:
Justizinspektor Adolf Gros beim Amtsgericht Müllheim zu«

Amtsgericht Engen.

Durch Erlaß des Herrn Minister » des Innern vom8. Dezember 1930, Nr. 112 599, ist dem Georg Gen»,
heimer in Karlsruhe die Erlaubnis erteilt worden,bis 31. Dezember 1931 :

1 . in der Stadt Karlsruhe , Zirkel 30, gewerbsmäßigWetten bei öffentlichen Leistungsprüfungen für
Pferde abzuschließen oder zu vermitteln.

2 . sich seiner Ehefrau Marie , geb . Hold, in seinem
Geschäft, Zirkel 30, zum Abschluß und zur Ver»
mittlung von Wetten (Buchmachergehilfin) zubedienen. R -IvS

Karlsruhe , den 15. Dezember 1930 . CX-Z . 82
BadischeS Bezirksamt — Polizeidirektion C —

H. Kienscherf , Müller ,
H . Seibert

Anfang 20 Ende 22 ^
Preise A (0,70- 5 XS)

Sa . 20. 12. Nachmittag» :
Der große Christoph. Abd»^
Die Nibelungen III . Abtlg.
So . 21 . 12. Nachm . : D«
große Christoph. Abend » :
Carmen . JmKonzerthau » :
Meine Schwester und ich.
Mo. 22 . 12. Die Nibe-

lungen III . AbteUung.

MM Lanhestheater
Freitag , den 19 . Dez. 1930
» Fll . Th --Gem. ln .S -Gr.

1 . Hälfte und 801—900

As Lamm des Amen
Tragikomödie

von Stefan Zweig
Regie : Baumbach

Mitwirkende:
Bertram . Ermarth , Dahlen,
Gemmecke , Graf , Hierl,
Höcker, Hospach, O - Kien-
scherf, Kloeble, Kühne,
Mehner, Prürer , Schulze,
v . d . Trenck, Grimm , Luther .

R167 . KarlSnche . Da »
Konkursverfahren über da»
Vermögen der Firma Kart
Gärtner Nachf. Frank Sc
Oertel, Jnh . Frau Lenchen
Oertel in Karlsruhe , Hirsch»
straße 94, wurde nach Ab»
Haltung des Schlußtermin «
ausgehoben. Karlsruhs
den 13. Dezember 1930.

Geschäftsstelle des Amts¬
gerichts A 5.

Druck G . Braun , Karlsruhe .
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